
MITTEILUNGEN UND RESOLUTIONEN 

42. Ministerrat 
21. Dezember 2022 

1. Schreiben des Landeshauptmannes von Oberösterreich vom 30. November 2022, mit 
dem ein Beschluss vom 10. November 2022 betreffend „Verschärfung des Asylrechts“ 
vorgelegt wird. 

2. Schreiben des Landeshauptmannes von Oberösterreich vom 30. November 2022, mit 
dem ein Beschluss vom 10. November 2022 betreffend „Überfällige Wertanpassung 
des Kilometergeldes“ vorgelegt wird. 

3. Schreiben des Landeshauptmannes von Oberösterreich vom 30. November 2022, mit 
dem ein Beschluss vom 10. November 2022 betreffend „Stärkung der polizeilichen 
Ermittlungs- und Kriminalarbeit im Internet“ vorgelegt wird. 

4. Schreiben des Landeshauptmannes von Oberösterreich vom 30. November 2022, mit 
dem ein Beschluss vom 10. November 2022 betreffend „Personalsituation der 
oberösterreichischen Polizei verbessern“ vorgelegt wird. 

5. Schreiben des Landeshauptmannes von Oberösterreich vom 30. November 2022, mit 
dem ein Beschluss vom 10. November 2022 betreffend „Maßnahmenpaket hinsichtlich 
gemeinschaftliche Gewalt (Jugendbanden)“ vorgelegt wird. 

6. Schreiben des Landeshauptmannes von Oberösterreich vom 30. November 2022, mit 
dem ein Beschluss vom 10. November 2022 betreffend „Klares NEIN zu den 
Ausbauplänen für Mini-Atomkraftwerke in Temelin“ vorgelegt wird. 

7. Schreiben des Landeshauptmannes von Burgenland vom November 2022, mit dem ein 
Beschluss vom 22. November 2022 betreffend „Maßnahmen im Asylbereich“ vorgelegt 
wird. 

8. Schreiben des Landeshauptmannes von Burgenland vom November 2022, mit dem ein 
Beschluss vom 22. November 2022 betreffend „Preise runter – Löhne rauf“ vorgelegt 
wird. 

9. Schreiben des Landeshauptmannes von Burgenland vom November 2022, mit dem ein 
Beschluss vom 22. November 2022 betreffend „Schluss mit den Morden an Frauen 
durch Männergewalt“ vorgelegt wird. 

10. Schreiben des Landeshauptmannes von Burgenland vom November 2022, mit dem ein 
Beschluss vom 22. November 2022 betreffend „Maßnahmen für eine faire 
Unterstützung der burgenländischen PendlerInnen“ vorgelegt wird. 

11. Schreiben des Landeshauptmannes von Kärnten vom 8. November 2022, mit dem ein 
Beschluss vom 20. Oktober 2022 betreffend „Kompetenzerweiterung 
Anästhesiepflege“ vorgelegt wird. 



12. Schreiben des Landeshauptmannes von Kärnten vom 24. November 2022, mit dem ein 
Beschluss vom 4. November 2022 betreffend „Unterstützung für Lehrlings-, Schüler- 
und Studenten-Heimträger“ vorgelegt wird. 

13. Schreiben des Landeshauptmannes von Kärnten vom 24. November 2022, mit dem ein 
Beschluss vom 4. November 2022 betreffend „Güterbahntrasse zur Entlastung des 
Kärntner Zentralraum umsetzen“ vorgelegt wird. 

14. Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 4. Oktober 
2022, mit dem ein Beschluss vom 22. September 2022 betreffend „Mangel an 
psychosozialer Versorgung im extramuralen Bereich“ vorgelegt wird. 

15. Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 7. November 
2022, mit dem ein Beschluss vom 22. September 2022 betreffend „Rasche und 
zielgerichtete Angebotserweiterung für den öffentlichen Verkehr im NÖ Zentralraum“ 
vorgelegt wird. 

16. Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 9. November 
2022, mit dem ein Beschluss vom 20. Oktober 2022 betreffend „Rasche Erhöhung des 
amtlichen Kilometergeldes zur Entlastung der Arbeitnehmer*innen“ vorgelegt wird. 

17. Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 9. November 
2022, mit dem ein Beschluss vom 20. Oktober 2022 betreffend „Aussetzen der CO2-
Bepreisung“ vorgelegt wird. 

18. Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 9. November 
2022, mit dem ein Beschluss vom 20. Oktober 2022 betreffend „Steuerfreiheit für bis 
zu 20 Überstunden pro Monat für alle Arbeitnehmer“ vorgelegt wird. 

19. Schreiben des Landeshauptmannes der Steiermark vom 17. November 2022, mit dem 
der Beschluss Nr. 714 vom 15. September 2022 betreffend „Illegaler Migration 
entgegenwirken“ vorgelegt wird. 

20. Schreiben des Amtes der Salzburger Landesregierung vom 9. November 2022, mit dem 
ein Beschluss vom 5. Oktober 2022 betreffend „Medizinstipendium“ vorgelegt wird. 

21. Schreiben des Amtes der Tiroler Landesregierung vom 30. November 2022, mit dem 
eine Entschließung vom 17. November 2022 betreffend „Stromkostenzuschussgesetz 
ändern – Strompreisbremse auch für Haushalte ohne eigenen Stromzähler!“ vorgelegt 
wird. 

22. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 11. November 2022, mit dem 
ein Beschluss vom 11. November 2022 betreffend „Projekt SAP PM-LL – finanzielle 
Mehrbelastung für die Länder“ vorgelegt wird. 

23. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 16. November 2022, mit dem 
ein Beschluss vom 15. November 2022 betreffend „Aktive Gleichstellungspolitik“ 
vorgelegt wird. 



24. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 16. November 2022, mit dem 
ein Beschluss vom 15. November 2022 betreffend „Gewaltschutz; Prävention-
Zielgruppe Burschen und Männer“ vorgelegt wird. 

25. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 8. November 2022, mit dem 
ein Beschluss vom 8. November 2022 betreffend „Energiekosten; große 
Herausforderungen für den Tourismus“ vorgelegt wird. 

26. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 8. November 2022, mit dem 
ein Beschluss vom 8. November 2022 betreffend „Maßnahmen gegen Arbeits- und 
Fachkräftemangel im Tourismus“ vorgelegt wird. 

27. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 8. November 2022, mit dem 
ein Beschluss vom 8. November 2022 betreffend „Digitales Gästeblatt“ vorgelegt wird. 

28. Schreiben der Landwirtschaftskammer Kärnten vom 9. November 2022, mit dem ein 
Antrag betreffend „Borealis-Verkauf stoppen“ vorgelegt wird. 

29. Schreiben der Landwirtschaftskammer Niederösterreich vom 5. Dezember 2022, mit 
dem eine Entschließung vom 5. Dezember 2022 zu aktuellen Anliegen und Problemen 
der Land- und Forstwirtschaft vorgelegt wird. 

30. Schreiben des Österreichischen Städtebundes – Landesgruppe Steiermark vom 
16. November 2022, mit dem eine Resolution vom 8. November 2022 betreffend 
„Energiekostenzuschuss und weitere Maßnahmen für die Städte und Gemeinden“ 
vorgelegt wird. 

31. Schreiben der AK Salzburg vom 24. November 2022, mit dem 2 Resolutionen und 3 
Anträge der 8. Kammervollversammlung vom 10. November 2022 vorgelegt werden. 

32. Schreiben der AK Salzburg vom 29. November 2022, mit dem der Antrag Nr. 1- 
„Altersteilzeit darf kein Bittgesuch sein“ vom 10. November 2022 vorgelegt wird. 

33. Schreiben der AK Oberösterreich vom 23. November 2022, mit dem eine Resolution 
vom 8. November 2022 betreffend „Arbeitnehmer-/innen dürfen nach einem 
Arbeitsunfall nicht auf Kosten sitzen bleiben!“ vorgelegt wird. 

34. Schreiben des Ersten Vorsitzenden des Wiener Gemeinderates vom 25. November 
2022, mit dem ein Beschluss vom 24. November 2022 betreffend „Fortführung der 
Wiener Zeitung“ vorgelegt wird. 

35. Schreiben des Ersten Vorsitzenden des Wiener Gemeinderates vom 25. November 
2022, mit dem ein Beschluss vom 24. November 2022 betreffend „Gewalt gegen 
Frauen – Forderung einer einheitlichen Definition des Begriffes „Femizid“ zur 
verbesserten kriminalstatistischen Erfassung und Prävention von 
geschlechtsmotivierten Frauenmorden“ vorgelegt wird. 

36. Schreiben des Ersten Vorsitzenden des Wiener Gemeinderates vom 25. November 
2022, mit dem ein Beschluss vom 24. November 2022 betreffend „gerechter Zugang zu 



Bildung – Digitalisierung erleichtern vor dem Hintergrund der Teuerung“ vorgelegt 
wird.  

37. Schreiben des Präsidialamtes der Stadt Graz vom 3. November 2022, mit dem ein 
Beschluss vom 20. Oktober 2022 betreffend „Aufnahme des Rechts auf Abtreibung in 
die EU-Charta der Grundrechte“ vorgelegt wird. 

38. Schreiben des Präsidialamtes der Stadt Graz vom 23. November 2022, mit dem ein 
Beschluss vom 17. November 2022 betreffend „Anstieg der Hate Crimes – auch in 
Graz“ vorgelegt wird. 

39. Schreiben des Bürgermeisters von Linz vom 7. November 2022, mit dem eine 
Resolution vom 3. November 2022 betreffend „Änderung des Hausbetreuungsgesetzes 
– 24-h-Betreuung für mehrere Personen ermöglichen“ vorgelegt wird. 

40. Schreiben des Bürgermeisters von Glanegg vom 10. November 2022, mit dem eine 
Resolution vom 7. November 2022 betreffend „Abschuss des Wolfes“ vorgelegt wird. 

41. Schreiben des Bürgermeisters von Steyr vom Dezember d.J., mit dem eine Resolution 
vom 24. November 2022 betreffend „Abschaffung des Merit-Order-Prinzips“ vorgelegt 
wird. 

42. Schreiben des Bürgermeisters von Traismauer vom 24. November 2022, mit dem eine 
Resolution vom 16. November 2022 betreffend „Verbesserung des NÖ-Tierschutzes 
zum Wohle von Haus- und Nutztieren“ vorgelegt wird. 

43. Schreiben des Bürgermeisters von Birkfeld vom 21. November 2022, mit dem eine 
Resolution vom 17. November 2022 betreffend „Schülertransporte“ vorgelegt wird. 

44. Schreiben des Bürgermeisters von Schalchen vom 14. November 2022, mit dem eine 
Resolution vom 10. November 2022 betreffend „Veto gegen die EU-Waldstrategie und 
die RED III-Richtlinie“ vorgelegt wird. 

45. Schreiben von 11 Gemeinden (Schwechat, St. Oswald, Deutsch-Kaltenbrunn, Neudorf, 
Kobersdorf, Müllendorf, Wallern, Steindorf a. Ossiacher See, Traismauer, Schwadorf, 
Hirm), mit denen Resolutionen betreffend „Energiekosten und Baukosten explodieren 
– Gemeinden droht Finanzkollaps“ vorgelegt werden. 

46. 360/E-BR/2022 vom 30. November 2022 betreffend „Achtung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK)“ (Wortlaut siehe Beilage).  



360/E-BR/2022 - Entschließung 
 

 

Entschließung 
des Bundesrates vom 30. November 2022 betreffend Achtung der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Datenschutzbericht 2021, vorgelegt von der 
Bundesministerin für Justiz (III-784-BR/2022 d.B. sowie 11109/BR d.B.) 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert sich vollumfassend zu der sich im Verfassungsrang befindlichen 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) zu bekennen und für die unveränderte Geltung ebendieser 
vehement einzutreten, denn Menschenrechte sind die Säule des Rechtsstaates und unverhandelbar.“ 


